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pwe. fRAnKfuRt. die deutsche 
Wirtschaft wird zunehmend durch die 
schwäche der Ausfuhr belastet. im Au-
gust führten die unternehmen nach 
Angaben des statistischen Bundesamts 
1,2 Prozent weniger Waren aus als im 
Vormonat.  es war das zweite Minus  
nacheinander. Zugleich sank die ein-
fuhr in dieser saisonal bereinigten 
Rechnung um 0,4 Prozent gegenüber 
dem Vormonat. das deutet darauf hin, 
dass sich neben der nachfrage aus dem 
Ausland auch die nachfrage in 
deutschland selbst abschwächt. die 
Gefahr, dass die deutsche Wirtschaft, 
wie von manchen Ökonomen prognos-
tiziert, im dritten Quartal des Jahres 
geschrumpft ist, ist mit den neuen 
Außenhandelsdaten gestiegen.

eine Besserung für die deutsche 
Ausfuhr ist vorerst nicht in sicht. die 
Welthandelsorganisation (Wto) pro -
gnostizierte am donnerstag, dass das 
globale handelsvolumen in diesem 
Jahr nur um 0,8 Prozent zulegen werde, 
nach einem Plus von 3 Prozent im ver-
gangenen Jahr. noch im April war die 
Wto von einem Plus von 1,7 Prozent 
in diesem Jahr ausgegangen. für 2024 
rechnet die organisation wieder mit 
einem Anstieg um 3,3 Prozent.

der handelsindikator des Kieler in -
stituts für Weltwirtschaft zeigt für sep-

tember an, dass die deutsche Ausfuhr 
um 1,8 Prozent gegenüber dem Vormo-
nat zurückgehen dürfte.  die einfuhr 
wird nach diesem frühindikator um 1,9 
Prozent sinken. für diese schätzung 
werten die Kieler forscher die schiffs-
bewegungen auf den wichtigsten see-
fahrtsrouten aus. der deutsche Außen-
handel entwickelt sich nach dieser 
Analyse spürbar schlechter als der 
Außenhandel der europäischen union 
insgesamt, der Vereinigten staaten 
oder chinas.

die deutsche Ausfuhr lag nach den 
Angaben des statistischen Bundesamts 
im August dem Wert nach bei 121,8 
Milliarden euro. Mit der einfuhr von 
107,4 Milliarden euro erreichte der 
handelsüberschuss 14,4 Milliarden 
euro. die Ausfuhr in die länder der 
europäischen union sank im August 
um 1,5 Prozent, während das Minus in 
die anderen staaten 0,9 Prozent betrug. 
in die Vereinigten staaten lieferten die 
deutschen unternehmen 1,3 Prozent 
weniger Waren gemessen am Wert  als 
zuvor. dagegen ergab sich Richtung 
china ein Plus von  1,2 Prozent. Als Ab-
nehmer deutscher Waren ist china mit 
zuletzt  6,6 Prozent der  Ausfuhr indes 
weniger wichtig als die Vereinigten 
staaten mit 10,4 Prozent und die ande-
ren eu-staaten mit 54,7 Prozent.

Schwache deutsche Ausfuhr 
erhöht die Konjunkturrisiken
Welthandelsorganisation senkt ihre Prognose

gerung der „Beihilfe“ für Verbraucher 
und unternehmen   zustimmen. die Ge-
spräche darüber liefen seit Wochen, bis-
lang ohne ergebnis. „die Bundesregie-
rung arbeitet mit hochdruck an einer 
Verlängerung“, sagte sie weiter. 

Privathaushalte und kleinere unter-
nehmen zahlen mit dem energiepreis-
bremsen für 80 Prozent ihres Verbrauchs 
für Gas maximal 12 cent je Kilowatt-
stunde, für strom maximal 40 cent. Was 
darüber hinausgeht, schießt der Bund 
aus dem Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
zu.   laut dem Vergleichsportal Verivox 
bekommen neukunden Gasverträge 
derzeit für knapp 9 cent, stromverträge 
für knapp 30 cent je Kilowattstunde. 

„die Preisbremsen sollten trotzdem 
bis ende April verlängert werden, als si-
cherheit gegen Preissprünge und für 
eine warme Wohnung“, sagte die frak-
tionsvorsitzende der Grünen, Katharina 
dröge, der f.A.Z. Bürger und unterneh-
men seien  auf verlässliche und bezahl-
bare energiepreise angewiesen. Auch 
der stellvertretende fraktionsvorsitzen-
de der fdP, lukas Köhler,  ist für eine 
Verlängerung bis ende April.  ein erneu-
ter Preisanstieg  sei nicht  ausgeschlos-
sen. „daher sollten wir ein bewährtes 
instrument nicht leichtfertig aus der 
hand geben“, sagte er. langfristig müs-
se aber das energieangebot steigen. 

 Bis ende  August wurden nach Anga-
ben des finanzministeriums für die fi-
nanzierung der Gaspreisbremse ein-
schließlich der  dezembersoforthilfe 
rund  18,9 Milliarden euro ausgegeben, 
für die strompreisbremse 13,6 Milliar-
den euro. für Beteiligungen wie die 
am Gasimporteur uniper hatte die 
Bundesregierung im vergangenen Jahr 
20,6 Milliarden euro ausgegeben. ins-
gesamt stehen im Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds 200 Milliarden euro bereit. 

Debatte um Energiepreisbremsen
Wirtschaftsministerium verweist auf Brüssel

D er demographische Wandel 
stellt die deutsche Wirtschaft 
vor große herausforderungen. 
nach Berechnungen des insti-

deutschland diskutiert 
über die Viertagewoche. 
doch forscher mahnen:  
Wir  bräuchten wegen des 
fachkräftemangels  
eigentlich sogar längere 
Arbeitszeiten – oder 
mehr flexibilität. 
Von Claudia Bothe, 
Frankfurt

Können wir uns weniger Arbeit leisten? 

Manche arbeiten lange: Abendstunde im Frankfurter Taunusturm. foto lucas Bäuml

D er vor einem Jahr in den Vereinig-
ten staaten verabschiedete infla-
tion Reduction Act (iRA) hat in 

europa große Besorgnis ausgelöst. dieses 
ambitionierte förderprogramm, das die 
entwicklung klimaneutraler industrien 
begünstigen soll, ist zwar aus klimapoliti-
scher sicht zu begrüßen. Gleichzeitig ent-
hält es aber protektionistische elemente, 
die nachteilig für die europäischen Volks-
wirtschaften sind. Beispielsweise enthal-
ten einige förderprogramme des iRA 
„Buy-American“-Bedingungen, die us-
amerikanische Produkte bevorzugen und 
den Grundsätzen der Welthandelsorgani-
sation (Wto) widersprechen. 

in europa wird in Politik und Wirt-
schaft teils die sorge geäußert, dass euro-
päische unternehmen ihren standort in 
die Vereinigten staaten verlagern könn-
ten, wenn europa nicht mit eigenen sub-
ventionen reagiert. Allerdings könnte ge-
rade diese Reaktion zu einem subven-
tionswettlauf zwischen europa und den 
usA sowie innerhalb europas führen, 
was die dekarbonisierung verteuern 
würde. Vielmehr wäre eine gemeinsam – 
zwischen den Mitgliedstaaten der euro-
päischen union – abgestimmte transfor-
mationsstrategie in europa zielführend, 
die den Ausbau erneuerbarer energien 
und der europäischen energieinfrastruk-
tur beschleunigt. dabei könnten 
deutschland und frankreich mit gutem 
Beispiel vorangehen, indem sie sich in 

ihren jeweiligen transformationsstrate-
gien unterstützen und sowohl Kernkraft-
werke als auch wasserstofffähige Gas-
kraftwerke als übergangstechnologien 
anerkennen.

Auf makroökonomischer ebene sind 
die Befürchtungen vor deutlichen nega-
tiven Auswirkungen des iRA auf europa 
unserer einschätzung nach unbegrün-
det. das Gesamtvolumen des iRA wird 
für den Zeitraum 2023 bis 2031 auf 390 
bis 900 Milliarden dollar geschätzt. 
dies ist vergleichbar mit dem Gesamt-
volumen der verschiedenen eu-Pro-
gramme, die schon initiiert wurden, um 
die Klimaziele zu erreichen und die grü-
ne transformation zu erleichtern. da 
die Ausgaben des iRA zudem gegenfi-
nanziert werden müssen, dürften die 
subventionen im Rahmen des iRA so-
wohl in den usA als auch in der eu nur 
geringe makroökonomische Auswirkun-
gen haben. daher sind breit angelegte 
eu-subventionen nicht zielführend. 
Vielmehr sollte ein subventionswettlauf 
sowohl mit den usA als auch innerhalb 
der eu vermieden werden.

Zwar könnten bestimmte Branchen 
durch den iRA einen größeren Anreiz 
haben, in den usA statt in der eu zu in-
vestieren. unsere Analysen auf sektora-
ler ebene zeigen aber, dass diese effekte 
sektoral stark begrenzt sind. dies gilt 
vor allem für die Automobilindustrie: so 
dürfte die Ausweitung der Produktion 

von elektroautos in den usA nicht zu 
einer massiven Verlagerung der nach-
frage oder der Produktion aus europa 
führen. denn europa wird auch im Jahr 
2030 noch ein größerer Absatzmarkt für 
elektroautos sein als die usA. Gerade 
in der Automobilindustrie gibt es auf-
grund des erschwerten transports von 
Batteriefahrzeugen und Zöllen einen 
starken Anreiz, fahrzeuge vor ort zu 
produzieren. 

der iRA wirkt vor allem über Produk-
tions- und investitionssubventionen, die 
im steuersystem verankert und von 
denen viele nicht gedeckelt sind. dieser 
Ansatz alleine dürfte aber nicht ausrei-
chen, um die herausforderungen der 
dekarbonisierung effizient zu bewälti-
gen. der europäische Politikansatz, der 
sowohl auf co2-Preise als auch auf ge-
zielte förderprogramme setzt, ist deut-
lich kosteneffizienter. 

Gleichzeitig kann europa aber von der 
einfachen Ausgestaltung und der schnel-
len umsetzbarkeit des iRA-Programms 
lernen. es sollte daher Priorität sein, die 

europäischen Prozesse zu vereinfachen 
und zu beschleunigen. sektorale unter-
stützung sollte sich auf sektoren kon-
zentrieren, in denen die eu-Mitglied-
staaten entweder derzeit komparative 
Vorteile haben oder voraussichtlich ent-
wickeln werden, da dies zu erheblichen 
ökologischen und technologischen ex-
ternen effekten führen dürfte.

insgesamt ist zu erwarten, dass die 
beträchtlichen energiepreisunterschie-
de zwischen der eu und den usA deut-
lich größere Auswirkungen haben dürf-
ten als der iRA selbst. die hohen ener-
giepreise in europa beeinträchtigen die 
Attraktivität europas als investitions-
standort und die Wettbewerbsfähigkeit 
seiner industrien. deshalb sind koordi-
nierte Anstrengungen zur senkung der 
energiepreise in europa unerlässlich. 
Außerdem ist es wichtig, den einsatz er-
neuerbarer energiequellen zu beschleu-
nigen, um die energieversorgung zu 
stär ken.

 Bei der konventionellen energie-
erzeugung verfolgen deutschland und 
frankreich unterschiedliche transfor-
mationsstrategien. daher plädieren wir 
für eine gegenseitige unterstützung, 
insbesondere dafür, Kernkraftwerke und 
wasserstofffähige Gaskraftwerke als 
übergangstechnologien auf dem Weg 
zur Klimaneutralität in der eu-taxono-
mie auszuweisen. darüber hinaus kön-
nen beide länder von einer intensiveren 

Zusammenarbeit beim Ausbau der euro-
päischen strom- und Wasserstoffinfra-
struktur profitieren. die Reform der 
europäischen strommärkte sollte eben-
falls ein zentrales element jeder euro-
päischen grünen industriepolitik sein, 
wobei der Großhandelsmarkt das wich-
tigste Koordinierungsinstrument für die 
Gewährleistung einer sicheren, dekar-
bonisierten und erschwinglichen strom-
versorgung auf europäischer ebene ist.

um die Voraussetzungen für die dekar-
bonisierung in europa zu verbessern, 
empfehlen wir zudem, die Rohstoffversor-
gung durch eine verstärkte internationale 
Zusammenarbeit im Rahmen von han-
delsabkommen zu sichern und vorrangig 
Anreize für den Aufbau nationaler Berg-
bau- und Verarbeitungskapazitäten zu 
schaffen. darüber hinaus sollte europa 
mit den usA bei Regeln für umwelt-
schutz-subventionen zusammenarbeiten. 
dies sollte in einem Rahmen geschehen, 
in den eine Reihe weiterer Partner einge-
bunden werden könnten, beispielsweise 
bei Grenzausgleichsabkommen zu co2- 
oder Methanemissionen.
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es gilt, einen  Wettlauf 
um subventionen 

zu vermeiden – auch
 innerhalb  der eu.
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